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Prof. Michael C. Burda, Ph.D.
Humboldt-Universität zu Berlin

Vor mehr als zwanzig Jahren hat mich mein Doktorvater Jef-
frey Sachs zu sich bestellt und gefragt, worüber ich meine
Dissertation schreiben wolle. Ich habe von meinen jüngs-
ten Ideen zur Rolle der Lagerbestände im realen Konjunk-
turzyklus erzählt und wurde von ihm ziemlich heftig ausge-
lacht. »Das kannst Du doch nicht ernst meinen,« hallen sei-
ne Worte immer noch in meinen Ohren. »Schreib’ doch über
etwas Relevantes, wie zum Beispiel die europäische Ar-
beitslosigkeit.« Seit dieser Vollerniedrigung bin ich damit voll-
beschäftigt. Denn das Problem hat Old Europe und vor al-
lem Deutschland immer noch fest im Griff. Betrug Anfang
der 1970er Jahre die deutsche Arbeitslosenquote nach ILO-
Definition ein Drittel des USA-Wertes, waren die Rollen im
Jahr  2005 vertauscht, mit der deutschen Arbeitslosenquote
mehr als zweimal so hoch wie in den USA. Zugleich liegt
die deutsche Beschäftigtenquote mehr als sechs Prozent-
punkte unter dem Niveau der USA. Pro Kopf arbeiten die
Deutschen etwa 15 Stunden pro Woche, die Amerikaner
22 Stunden. Auffällig aber auch, dass die Schweden 21 Stun-
den, die Schweizer 20, und die Dänen 18 Stunden pro Wo-
che pro Kopf arbeiten. Wenn weniger gearbeitet wird, wer-
den weniger Güter über den Markt produziert und konsu-
miert; es wird mehr Zeit für Freizeitaktivitäten, für den
Schwarzmarkt, und für unproduktive Formen der Haus-
haltsarbeit verwendet. Kein Zufall also, dass das um die Kauf-
kraft bereinigte Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in den USA
fast 50% höher als in Deutschland ist. Will Deutschland mehr
Wohlstand, der über den Markt erzielt und erzeugt wird,
muss hier etwas geändert werden.

Aber die Fundamentaldaten einer Volkswirtschaft werden
immer im Doppelpack geliefert: Nachfrage und Angebot.
Institutionen spielen auch ihre Rolle, trotzdem setzen sich
die Marktkräfte immer durch. In Deutschland gibt es wenig
Jobs aus Gründen, die sowohl auf die Nach-
frage nach Arbeit von Unternehmen, als auch
auf das Angebot an Arbeit von Haushalten
zurückzuführen sind. Aus diesem Grund
muss jedes Programm, Deutschland dem
Markt zu öffnen, beide Elemente ansprechen.
Zum Schluss werde ich noch einmal darauf
zu sprechen kommen. 

Arbeitsnachfrage 

Ein erster Grundsatz der Volkswirtschafts-
lehre lautet: Die Nachfragekurve nach Ar-
beit ist negativ geneigt. Eine notwendige,
wenn nicht hinreichende Bedingung für mehr
Jobs in Deutschland ist einfach, dass es sich
für Unternehmer lohnt einzustellen. Diese Be-

dingung kann durch eine hohe Produktivität der Arbeitneh-
mer, aber auch über einen günstigen Preis erfüllt werden.
Vor allem für 41/2 Mill. Arbeitslose, wovon viele erheblich an
Markttauglichkeit verloren haben, heißt dies, dass die Löh-
ne herunter müssen. Während die Beschäftigung in Deutsch-
land immer noch weiter stagniert, ist eine andere, positive
Entwicklung in anderen Ländern OECD-Europas zu beob-
achten. Das müsste heißen, dass der Prozess der Lohn-
moderation und Lohnspreizung in Deutschland noch nicht
abgeschlossen ist. Die geradezu fulminanten Beschäfti-
gungsentwicklungen in der Zeitarbeit und vor allem bei ge-
ringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (Mini- und Midi-
jobs) unterstützt meine Einschätzung und ist ein Beleg da-
für, dass die Nachfragekurve tatsächlich negativ geneigt
ist. Auch in Deutschland.

Deswegen halte ich gar nichts von der Einführung eines Min-
destlohns in Deutschland. Er macht in erster Linie Arbeits-
plätze unrentabel, also er vernichtet sie. Allerdings muss
ich auch zugeben, dass ein Mindestlohn unter Umständen
Gutes tun kann. Er könnte theoretisch die Verzerrung durch
ein Monopson, also einen alleinstehenden, ausbeuterischen
Nachfrager nach Arbeit, aufheben. (So etwas beobachten
wir in Teilen Ostdeutschlands, wo Menschen relativ immo-
bil sind). Bei geringer Nachfrageelastizität kann der Min-
destlohn als Umverteilungsmechanismus dienen. Als ehrli-
cher Wissenschaftler kann ich diese theoretischen Mög-
lichkeiten zugeben, dennoch habe ich so wenig Vertrauen
in die ökonomische Vernunft der politischen Klassen, dass
ich mir einen behutsamen, verantwortungsvollen Umgang
mit einem Mindestlohn überhaupt nicht vorstellen kann. Führt
man in Deutschland den Mindestlohn ein, wird er wie in
Frankreich zum politischen Spielball. Man würde alle bishe-
rigen Reformbemühungen und -fortschritte mit einem Schlag
zunichte machen.

Und dann gibt es die Nachfrage. Die konjunkturell beding-
te Nachfrage nach Arbeit hängt auf jeden Fall von der ge-
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samtwirtschaftlichen Nachfrage ab, und sie entwickelt sich
wie erwartet zum Besseren, wenn auch mit erheblichen Ver-
zögerungen. Aber die Nachfrage ist kein Hebel, den man
beliebig betätigen kann. Diese Art von Brachial-Keynesia-
nismus hat in der modernen Wirtschaftspolitik nichts mehr
zu suchen, genau wie die Kalifornier auch nicht von ihren
Lokalpolitikern verlangen, die Nachfrage zu unterstützen.
Ein Segen der Globalisierung ist es, dass diesem Faktum
nicht mehr aus dem Weg gegangen werden kann. Umso
mehr gilt mein Argument, wenn es um eine offene Wirtschaft
geht. Die Besänftigung, Deutschland sei Exportweltmeis-
ter, hat eine ernsthafte, sachliche Diskussion der deutschen
Lage sehr erschwert. Deutschland ist zwar Exportmeister,
aber auch gleichzeitig Importweltmeister, denn es braucht
jede Menge Vorleistungen, die es nicht kostgünstig selber
produzieren kann. 

Eine beschränkte, auf dem Merkantilismus basierte Logik
sieht auch darüber hinweg, dass die beste Prognose zu-
künftiger Beschäftigung in der OECD bei den Dienstleis-
tungsbranchen liegt. Und Deutschland ist in diesem Bereich
eindeutig noch Entwicklungsland: 2004 arbeiteten 67,4%
der Beschäftigten in Dienstleistungsbranchen, verglichen mit
78,4% in den USA und 75,6% in Schweden. Dort müssen
die Politiker ansetzen. Hier geht es um konsequente Pro-
dukt- und Arbeitsmarktderegulierung, es geht den Abbau
der Bürokratie für kleine, neue Unternehmen, die nicht sel-
ten Ausgliederungen aus Großkonzernen sind. Die neu ge-
wonnene Flexibilität ist ein wichtiger Bestandteil des Erfolg-
rezepts der nordischen Länder, die oft übersehen werden.
Hierzu gehört ein stark von der Politik unterstütztes Um-
denken, dass Arbeitsplätze von unten kommen, also von
kleinen, wachsenden Unternehmen, nicht von oben, nicht
vom Staate, auch nicht von der Mehrzahl der Großkonzer-
ne und vor allem nicht in den Industrien des 20., sondern
des 21. Jahrhunderts. 

Arbeitsangebot

Eine zweite Grundregel, die jeder Student kennen muss, um
bei uns an der Humboldt-Universität zu Berlin durchzu-
kommen, lautet: Arbeit muss sich lohnen. Das ist nicht nur
ein Grundsatz, sondern auch eine Frage der gesellschaftli-
chen Normen, ob marktliche Arbeit eine würdige Tätigkeit
darstellt – auch in einfachen, konsumnahen Dienstleistun-
gen –, sich also lohnen muss, gegenüber jenen Transfers,
die man ansonsten bekommen kann. 

Auch wenn die Löhne für niedrig qualifizierte Arbeitnehmer
den Marktfundamentalen folgen und fallen, müssen die Ein-
künfte der arbeitenden Menschen nicht zwangsläufig sin-
ken. Der große Erfolg des US-amerikanischen Earned In-
come Tax Credit ist ein guter Beweis dafür, dass Umvertei-
lung transparent und effizient sein kann. Hingegen werde ich

sprachlos, wenn ich über die zusätzliche Bürokratie denke,
die mit einem Kombilohn verbunden ist, also mehr Verwal-
tung und Bürokratie für die Firmen, die es am wenigstens
gebrauchen können, um eine äußerst merkwürdige Form
von Umverteilungspolitik zu betreiben. Also bloß kein Kom-
bilohn, lieber die Subjekte (die Haushalte) und nicht die Ob-
jekte (die Arbeitsplätze) fördern!

Globalisierung

Die Globalisierung hat ein großes Verdienst, die Gedanken
auf das Ökonomische zu fokussieren. Anne Krueger hat es
neulich auf den Punkt gebracht: Durch den Abbau von Han-
delsbarrieren hebt die Globalisierung die relativen Vor- und
Nachteile hervor. Eine Verschärfung des internationalen Wett-
bewerbes heißt auch, dass kleine hausgemachte Kosten-
nachteile plötzlich viel gravierender werden können, auch
wenn sie konstant geblieben sind! Die Transportkosten im
Welthandel sind zum Beispiel um etwa 70% in den letzten
fünfzig Jahren gefallen. Die Kommunikations- und Transak-
tionskosten sind auch stets gesunken – ein transatlantisches
Telefonat von drei Minuten hat bekanntlich in den 1930er
Jahren etwa $250 in heutiger Kaufkraft gekostet; heutzuta-
ge kostet derselbe Anruf – mit erheblich besserer Qualität –
wenn überhaupt ein paar Cent. So werden deutsche Be-
sonderheiten wie die Mitbestimmung, der Ladenschluss,
und das Kündigungsschutzrecht, aber auch die Arbeits-
marktbürokratie, Produktmarktregulierung, die kollektive
Lohnfindung immer relevanter und kostspieliger für die Wett-
bewerbsfähigkeit. Vor 40 Jahren hat sich Deutschland mit
diesen Institutionen eingedeckt, wovon andere Länder nicht
mal träumten. Aber nun stellen wir fest, dass des Kaisers
Kleidung fehlt. 

Kein Land kann sich den Kräften des Marktes entziehen. Ein
fundamental deutsches Problem – welches seine Wurzeln
zum einen im Nationalsozialismus hat, aber sicherlich auch
zum anderen in der deutschen Romantik – ist die Abneigung
gegen Märkte, die Marktwirtschaft und die fehlende Bereit-
schaft, die Wirtschaft als gemeinsame Quelle des Wohl-
stands anzusehen. Diese These werde ich nicht an dieser
Stelle weiter vertiefen, sie liegt aber nahe. In welchem Lan-
de gibt es ein solches Misstrauen gegenüber der Markt-
wirtschaft? In welchem Land spricht man so schnell über
ein »Neidgefühl«, das offenbar so stark geprägt ist, und so
wenig über die gesellschaftlichen Leistungen der reich Ge-
wordenen? Wo auf der Welt ist der Handel mit WM-Karten
so streng verboten? 

Die Abneigung gegen den Markt findet auch ihren Ausdruck
in der Zeitverwendung deutscher Haushalte. Das habe ich
in einem gemeinsamen Forschungsprojekt mit Daniel Ha-
mermesh und Philippe Weil festgestellt: Die Deutschen ar-
beiten gern ohne Entgelt und ohne Steuern zu Hause. Zum
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Zeitpunkt der deutschen Wiedervereinigung 1991/1992, ei-
ner der stärksten konjunkturellen Aufschwünge seit Jahr-
zehnten, haben deutsche Männer immer noch weniger Mi-
nuten im Markt gearbeitet als US-amerikanische Männer bei
vergleichbarer Wirtschaftslage. Dafür haben sie zu Hause
mehr als eine Stunde pro Tag mehr als die Amerikaner ge-
schuftet. Auf die Lage der armen Frauen will ich hier gar nicht
eingehen. Logischerweise ist diese Präferenz für Heimarbeit
hoch positiv korreliert mit der Besteuerung von Arbeit – noch
kein Staat hat gewagt, auch sie mit Abgaben zu belegen. 

Mehr Jobs benötigen weniger Regulierungen und Steu-
ern, mehr Markt, Freiheit, Flexibilität und Verantwortung.
Man darf aber nicht aufgeben, gerade jetzt, wo sich ein
deutscher Fußballoptimismus breit macht. Den Deutschen
geht definitiv die Arbeit nicht aus, denn sie ist den Hollän-
dern, den Dänen, und den Briten keineswegs ausgegan-
gen. Ich will nicht unterstellen, dass allein die Deutschen
der Arbeit aus dem Weg gehen wollen. Sie müssen das Pro-
blem nur beim Namen benennen und konsequent anpa-
cken. Und wenn die Deutschen etwas Glück in der Politik
haben, werde ich in wenigen Jahren ein neues For-
schungsgebiet finden müssen. 

Prof. Dr. Ingolf Deubel
Staatsminister der Finanzen 
des Landes Rheinland-Pfalz

Dauerhafte Investitionen in Arbeit

Struktur der Arbeitslosigkeit 

Seit Mitte der siebziger Jahre kann in Deutschland eine stei-
gende strukturelle Arbeitslosigkeit beobachtet werden. Die
qualifikationsspezifischen Arbeitslosenquoten zeigen, dass
die hohe strukturelle Arbeitslosigkeit insbesondere ein Pro-
blem gering qualifizierter Erwerbspersonen ist. So stieg die
Arbeitslosenquote der Personen ohne Berufsabschluss von
1991 bis 2004 von 14,5 auf 24,6%. Dagegen erhöhte sich
die Arbeitslosenquote für das mittlere Qualifikationsniveau
nur um 4,3 Prozentpunkte. Die Arbeitslosenquote der Per-
sonen mit Hochschul- oder Fachhochschulabschluss blieb
sogar unverändert bei 4,0%. 

Die hohe Arbeitslosigkeit der gering Qualifizierten gründet
auf den zunehmenden Wegfall einfacher Tätigkeiten. Eine
der Hauptursachen für diese Entwicklung sind die mit der
Überwindung der Ost-West-Konfrontation wirksam gewor-
denen enormen Lohnunterschiede zwischen West- und
Mittel-/Osteuropa. Im Zuge der weiteren Integration der mit-
tel- und osteuropäischen Länder in die EU werden Stand-
ortverlagerungen in und die Mobilität der Arbeitnehmer aus
diesen Ländern noch weiter zunehmen. Sowohl direkt als
auch indirekt wird sich der Druck auf den deutschen Ar-
beitsmarkt, insbesondere auf das Segment der niedrig Qua-
lifizierten, in den nächsten Jahren noch erhöhen. Mit einem
Ausgleich des Lohngefälles ist mittelfristig nicht zu rech-
nen. Dies macht Maßnahmen zur Stabilisierung des deut-
schen Arbeitsmarktes notwendig.

Die vordringliche Aufgabe der politischen Entscheidungs-
träger muss in der Entwicklung geeigneter Zwischenstrate-
gien für den unteren Lohnbereich bestehen. Ziel muss es
sein, vor allem den gering Qualifizierten ihr Recht auf Arbeit
zu ermöglichen. Dies ist nur realisierbar, wenn bisherige Aus-
gaben für Arbeitslosigkeit durch weitere Investitionen in
Arbeit ersetzt werden.

Folgen der Arbeitslosigkeit 

Arbeitslosigkeit verursacht enorme gesellschaftliche Kos-
ten durch erforderliche Unterstützungsleistungen und aus-
fallende Steuern und Sozialversicherungsbeiträge. Insge-
samt betragen die Kosten ca. 86 Mrd. € (2004), wie das
Nürnberger Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung
errechnet hat. Davon entfielen rund 54% auf zusätzliche Aus-
gaben, vor allem für Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhil-
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fe, während 46% aus Mindereinnahmen bei Steuern und
Sozialabgaben bestanden. Da die Produktivität zahlreicher
Menschen ungenutzt bleibt, verzichtet die Gesellschaft durch
die Tolerierung von nicht allein friktionell bedingter Arbeits-
losigkeit auf ein höheres Produktionsniveau.

Arbeitslosigkeit ist jedoch nicht nur ein ökonomisches und fi-
nanzpolitisches Problem des Staates. Arbeit stellt für jede Er-
werbsperson einen wesentlichen Bestandteil des Lebens dar.
Nach sozialdemokratischem Verständnis beinhaltet Arbeit ei-
nen Eigenwert, weil sie die Emanzipation des Einzelnen er-
möglicht. Das erzielte, eigene Einkommen fördert die Unab-
hängigkeit von Dritten und stärkt das Selbstwertgefühl des
Beschäftigten. Demgegenüber können Erwerbspersonen
durch Arbeitslosigkeit große materielle Einbußen erleiden, die
sie nicht selten in die Schuldenfalle führen. Häufig erleiden sie
erhebliche psychische Belastungen, da sie neben dem Ein-
kommensverzicht mit vielen weiteren Problemen konfrontiert
werden. Nicht selten treten sogar familiäre Probleme auf und
Freunde distanzieren sich. Der Kooperation zwischen Ar-
beitsverwaltung und anderen Hilfestellen wie Schuldner- und
Suchtberatung kommt daher eine besondere Bedeutung zu.

Notwendige Maßnahmen

Die hohe Arbeitslosenquote der gering Qualifizierten und die
verschärfte Konkurrenz führen tendenziell zu einem Absinken
der ohnehin bereits niedrigen Bruttolöhne für einfache Tätig-
keiten. Durch staatliches Handeln über einen (teilweisen) Ver-
zicht auf Steuern und Abgaben oder über Zahlung von Trans-
fers kann das Sinken der Nettolöhne reduziert werden. 

Derzeit werden Existenz sichernde Nettolöhne durch die Hö-
he des ALG II bestimmt. Liegt das Einkommen eines Be-
schäftigten unter dem ihm zustehenden ALG II-Niveau, er-

hält er ergänzende ALG II-Leistungen. So-
mit besteht in Deutschland ein durch die Hö-
he des ALG II bestimmter faktischer Min-
destlohn. Für Singles wird der Anreiz zur
Arbeitsaufnahme dadurch kaum negativ be-
einflusst, da bereits mit einem Bruttostun-
denlohn von 7,50 € pro Stunde (1 200 € pro
Monat) das Nettoeinkommen gegenüber
ALG II um circa 230 Euro erhöht werden
kann.

Probleme mit dem Lohnabstandsgebot erge-
ben sich insbesondere für Erwerbspersonen
mit Kindern. Unter Berücksichtigung von Steu-
ern, Abgaben, Kinder- und Wohngeld muss
ein verheirateter Familienvater mit zwei Kin-
dern nach Angaben der Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände e.V.
(BDA) rund 9,30 € (ohne Zuschlag) bzw. 12,58
€ (mit Zuschlag) Bruttolohn pro Stunde ver-

dienen, um das Einkommen eines ALG II-Empfängers mit glei-
cher Familiensituation zu erreichen. Damit liegt für diesen Per-
sonenkreis der faktische Mindestlohn höher als die vom DGB
geforderten 7,50 € (brutto) pro Stunde. Als Reaktion auf die
geringen Arbeitsanreize kann ein Ausweichen in Schwarzar-
beit oder (bestenfalls) in Minijobs erfolgen. Lediglich die In-
transparenz des Steuer- und Transfersystems verhindert eine
noch weitere Inanspruchnahme sozialer Leistungen, denn vie-
len ist der geringe Lohnabstand zwischen ALG II und erziel-
ten Einkommen im Niedriglohnbereich nicht bewusst.

Bereits im Jahre 1999 hat die rheinland-pfälzische Landes-
regierung mit dem Mainzer Modell das Problem erkannt.
Die Ziele der Initiative waren mehr Beschäftigung, vor allem
von Einfachqualifizierten, und soziale Gerechtigkeit in den un-
teren Einkommensgruppen. Ein degressiv gestaltete Zuschuss
zu den Sozialversicherungsbeiträgen der Arbeitnehmer so-
wie ein Kinderzuschlag für wohngeldberechtigte Arbeitneh-
mer stellten die Kernelemente des Mainzer Modells dar, das
in seinen Grundelementen inzwischen allgemein akzeptiert
und in Teilen bundesweit umgesetzt ist. Beide Instrumente
wurden modifiziert in den Reformen der letzten Jahre be-
rücksichtigt. Der Sozialversicherungszuschuss fand im Midi-
job des Zweiten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt seinen Eingang. Im § 6a Bundeskindergeldge-
setz wurde der Kinderzuschlag aufgenommen.

Weitere Schritte sind notwendig, insbesondere der Gel-
tungsbereich des Kinderzuschlags muss deutlich aus-
geweitet werden, um die beabsichtigten Wirkungen zu
entfalten. Doch bei allen Maßnahmen muss beachtet wer-
den, dass lediglich eine transparente und zeitlich unbe-
fristete Modellumsetzung positive Wirkungen hervorru-
fen wird.

8

0

5

10

15

20

25

30

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Arbeitslosenquote insgesamt ohne Ausbildung

mit Hochschul- oder Fachhochschulausbildung mit abgeschlossener berufl. Ausbildung

in % aller zivilen Erwerbspersonen (ohne Auszubildende) gleicher Qualifikation

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquoten 1991–2004



59.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  12/2006

ifo Jahresversammlung

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Wolfgang Franz
Präsident des Europäischen Zentrums für Wirtschafts-
forschung, Mannheim

Deutschland hat in erster Linie ein Wachstumsproblem, die
Konjunkturschwäche ist dagegen von untergeordneter Be-
deutung. Daher kommt es darauf an, Deutschland auf ei-
nen höheren Wachstumspfad zu bringen. Neben Bildungs-
bedingungen und einer intensiven Forschung sind dafür be-
schäftigungsfreundliche Rahmenbedingungen nötig. An ei-
nigen dieser Rahmenbedingungen sind erhebliche Defizite
auszumachen, die in den folgenden Reformbaustellen ver-
deutlicht werden können.

Erstens benötigen wir eine Unternehmensteuerreform zu-
sammen mit einer Senkung der Unternehmensteuerbelas-
tung. Deutschland ist im Hinblick auf die Unternehmensbe-
steuerung nach wie vor ein Hochsteuerland, insbesondere
weil andere Länder sich mit Hilfe steuerpolitischer Maßnah-
men bemühen, ihre Standortattraktivität zu verbessern.

Zweitens ist eine Reform der Systeme der sozialen Siche-
rung unumgänglich, und dies betrifft insbesondere eine Re-
form des Gesundheitssystems von der Ausgabenseite und
der Einnahmeseite. Die Politik ist gut beraten, wenn sie die
in Aussicht genommenen Reformen im Hinblick auf ein Ge-
sundheitsprämienmodell vornimmt.

Drittens benötigen wir mehr Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt,
insbesondere ein beschäftigungsfreundliches Arbeitsrecht.
Dazu gehören ein flexibler Kündigungsschutz und eine Er-
weiterung des Günstigkeitsprinzips. Ein Mindestlohn ist ab-
zulehnen, denn er kostet Arbeitsplätze und löst keine Pro-
bleme.

Viertens muss die Haushaltskonsolidierung zügig vorange-
trieben werden. Dies betrifft auch die Einhaltung der
3%-Grenze im Hinblick auf das staatliche Defizit, wie es der
Stabilitäts- und Wachstumspakt vorschreibt. Dabei geht es
nicht allein um die Erfüllung eines Vertrages um seiner selbst
willen, sondern auch um Generationengerechtigkeit.

Erwin Huber
Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie

Die seit den siebziger Jahren stetig ansteigende Sockelar-
beitslosigkeit ist das fundamentale Problem Deutschlands.
Mit 7 bis 8 Mill. Arbeitslosen liegt das wahre Ausmaß der
Arbeitslosigkeit in Deutschland weit über den amtlich aus-
gewiesenen Zahlen (Mai 2006: 4,5 Mill.). Weder die Teil-
nehmer an den arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen der
Bundesagentur für Arbeit (Qualifizierung, Maßnahmen für
Jüngere, ABM, SAM etc.) noch die Kurzarbeiter (umge-
rechnet auf Vollzeitstellen), geschweige denn die Arbeitslo-
sen im Vorruhestand und die stille Reserve sind darin ent-
halten. Gerade für Geringqualifizierte und Langzeitarbeits-
lose ist die Lage am Arbeitsmarkt bedrückend.

Schleichende Deindustrialisierung

Besonders zur Sorge Anlass gibt der dramatische Be-
schäftigungsabbau in der Industrie. Allein im Zeitraum Juni
1992 bis Juni 2005 – also in nur 13 Jahren – sind in Deutsch-
land von ursprünglich knapp 10 Mill. Industriearbeitsplät-
zen 3,3 Mill., also ein Drittel, verloren gegangen. Diese Be-
schäftigungsverluste konnten durch den strukturellen Wan-
del hin zum Dienstleistungssektor auch nicht annähernd
kompensiert werden: Für 64% der in der Industrie weg ge-
brochenen Arbeitsplätze gab es im Dienstleistungssektor
keinen Ersatz. Die Folgen für Wachstum, Wohlstand, Sozi-
alfinanzen und Steuereinnahmen sind bekanntlich fatal.

Fundamentale Herausforderungen halten an

Der aktuelle Rückgang der Arbeitslosigkeit, der sich im Ju-
ni erfreulicherweise fortgesetzt hat, darf nicht als Zeichen
der Entwarnung fehlinterpretiert werden. Die harten Stel-
lenabbaupläne bei einer Reihe von DAX-Unternehmen un-
terstreichen den anhaltend hohen Reformbedarf. Unab-
hängig davon muss Deutschland neben den wiedervereini-
gungsbedingten Lasten mit drei fundamentalen Herausfor-
derungen gleichzeitig fertig werden.

1. EU-Osterweiterung und Globalisierung führen zu einem
verschärften Standortwettbewerb mit Billiglohn- und
Niedrigsteuerländern sowie EU-Höchstfördergebieten,
der inzwischen auch weit in den Dienstleistungssektor
hineinreicht.

2. Der beschleunigte Wandel zur wissensbasierten Dienst-
leistungs- und Industriegesellschaft stellt Technologie-
vorsprünge und Alleinstellungspositionen auf den Märk-
ten immer schneller in Frage.

3. Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung werden ab
2010 zu gravierenden Auswirkungen auf die wirtschaft-
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liche Leistungsfähigkeit des Landes und die Finanzier-
barkeit der Sozialsysteme führen. Naiv wer glaubt, durch
die demographische Entwicklung werde sich die Mas-
senarbeitslosigkeit quasi von selbst in Luft auflösen.

Politik muss für wirtschaftsfreundliche 
Rahmenbedingungen sorgen

Die beschäftigungspolitische Aufgabe kann nicht darin be-
stehen, jeden Arbeitsplatz zu zementieren, bis hin zu einem
protektionistischen Rückzug in die »Festung Europa«. Eine
solche Absage an Marktwirtschaft und Wandel wären un-
weigerlich das Ende jeder Wirtschaftsdynamik. Struktur-
konservierung ist zudem der schnellste Weg in den Staats-
bankrott. Gleiches gilt, wenn die öffentliche Hand als Ersatz-
Arbeitgeber einspringen würde.

Der Staat muss schlanker werden. Mehr Markt, ein wirt-
schaftsfreundliches Klima und mehr Eigenverantwortung
sind Grundvoraussetzungen für Investitionen, Wachstum
und Beschäftigung. Mit punktuellen staatlichen Interventio-
nen ist es nicht mehr getan. Eine grundlegende Neuaus-
richtung der deutschen Wirtschaftspolitik im Sinne einer Re-
vitalisierung der Sozialen Marktwirtschaft mit folgender Drei-
fach-Strategie ist unabdingbar:

1. Investitions- und Innovationsoffensive zugunsten 
neuer Arbeitsplätze

Wir müssen die dynamischen Kräfte in Wirtschaft und Ge-
sellschaft systematisch stärken. Es muss genügend Neues
entstehen, um die im Wettbewerb und strukturellen Wan-
del unvermeidlichen Betriebs- und Arbeitsplatzverluste kom-
pensieren zu können.

Es geht zunächst einmal darum, die Wirtschaft zu entfes-
seln, d.h. lähmende Bürokratie und überzogene Regulierun-
gen auf Güter- und Dienstleistungsmärkten abzubauen und
damit den Wettbewerb zu intensivieren. Existenzgründer müs-
sen ermutigt und unterstützt, die Investitionsfähigkeit und -
bereitschaft des Mittelstandes gestärkt werden. Dabei spielt
die geplante Große Unternehmensteuerreform eine ent-
scheidende Rolle. Deutschland muss durch niedrigere Kör-
perschaftsteuersätze nicht nur attraktiver für internationales
Investitionskapital werden. Wir brauchen auch eine steuerli-
che Entlastung für die Personenunternehmen im Mittelstand.
Hinzutreten muss eine Erbschaftsteuerreform zum 1. Janu-
ar 2007, die den Betriebsübergang steuerfrei stellt, wenn das
Unternehmen zehn Jahre lang von den Erben fortgeführt wird.
Auch das erhält Investitionskraft und sichert Arbeitsplätze.

Deutschland als Hochkostenstandort ist zur Sicherung von
Wohlstand und Beschäftigung vor allem aber auch auf per-

manente Innovationen angewiesen. Qualitativ hochwertige
Produkte sowie anspruchsvolle Dienstleistungen müssen zu
neuer Wertschöpfung und damit zur Schaffung neuer Ar-
beitsplätze führen. Die Entwicklung, Produktion und An-
wendung neuer Hochtechnologie bietet auf breiter Front
neue Beschäftigungschancen – angefangen bei IuK und
Life Sciences, über die Medizin- und Umwelttechnik bis hin
zu neuen Materialien und der Satelliten-Navigation. Damit
lässt sich auch die industrielle Basis Deutschlands erfolg-
reich verteidigen.

Gleichzeitig geht es darum, die großen gesellschaftlichen
Trends in neue Dienstleistungs-Arbeitsplätze umzusetzen
(Ausbau der unternehmensnahen Dienstleistungen, For-
schung, Wachstumsmarkt Gesundheit, Betreuung, Finanz-
beratung und Zukunftsvorsorge, Tourismus und Freizeit-
wirtschaft, Bildung und Weiterbildung, Transport und Lo-
gistik, Medien und Unterhaltung etc.). Neue industrielle Pro-
dukte und Dienstleistungen eröffnen zugleich neue Absatz-
chancen auf den internationalen Märkten, die beschäfti-
gungswirksam genutzt werden müssen.

In Bayern setzen wir seit Jahren erfolgreich auf eine offen-
sive Modernisierungs- und Innovationspolitik. Mit der Clus-
ter-Offensive »Allianz Bayern Innovativ« führen wir diese Stra-
tegie fort: Wir wollen die Netzwerke zwischen Unterneh-
men, Hochschulen und Forschungseinrichtungen, aber
auch die Zusammenarbeit mit Dienstleistern und Kapital-
gebern in ganz Bayern ausbauen und stärken. Das ge-
schieht in 19 landesweiten Clusterplattformen. Ziel ist es,
die Innovationsdynamik und Wettbewerbsfähigkeit der baye-
rischen Wirtschaft weiter zu erhöhen. Die zweite Säule der
»Allianz Bayern Innovativ« widmet sich brachenübergreifend
der Stärkung regionaler Wachstums- und Beschäftigungs-
potenziale.

2. Strikte Kostendisziplin zur Erhaltung preislicher 
Wettbewerbsfähigkeit

Überall dort, wo es nicht gelingt, Vorsprungsgewinne durch
Innovationen zu verteidigen, müssen wir durch strikte Kos-
tendisziplin billiger werden, um bestehende Arbeitsplätze zu
sichern. Eine Stabilisierung der inländischen Konsum- und
Investitionsgüternachfrage kann nicht über kräftige Lohn-
erhöhungen erfolgen, sondern nur über die Stabilisierung
der Beschäftigung. Insofern sind maßvolle Lohnabschlüs-
se auf absehbare Zeit beschäftigungspolitisch unabdingbar.
Betriebliche Bündnisse für Arbeit können und müssen einen
Beitrag zu maßgeschneiderten betriebsindividuellen Lösun-
gen leisten. Flankierend müssen die gesetzlichen Lohnzu-
satzkosten, d.h. der Gesamtbeitrag zur Sozialversicherung,
auf unter 40% gesenkt werden. Die Versorgung mit Ener-
gie muss auf der Basis eines breiten Energiemixes unter Ein-
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schluss der Kernenergie und von mehr Wettbewerb preis-
günstig bleiben.

3. Aktivierung des Niedriglohnsektors

Um den Verlierern des Modernisierungs- und Globalisie-
rungsprozesses eine glaubwürdige Perspektive zu vermit-
teln, muss darüber hinaus der Niedriglohnsektor ausge-
baut werden. Das bedeutet:

• Verbesserung der Anreize zur Arbeitsaufnahme unter Be-
achtung des Lohnabstandsgebots;

• Stärkere Spreizung der Lohnsätze nach unten;
• Beseitigung von arbeitsrechtlichen Hemmnissen, die ei-

ner Ausweitung der Arbeitskräftenachfrage in diesem Be-
reich entgegenstehen;

• soweit Arbeitsplätze angeboten, aber von Hilfeempfän-
gern nicht angenommen werden, die konsequente An-
wendung der Sanktionsregelungen des § 31 SGB-II.

Wandeln muss sich hier auch das gesellschaftliche Be-
wusstsein: Einfache, gering bezahlte Arbeit anzubieten, darf
nicht als anmaßend abqualifiziert werden. Solche Arbeiten
zu erledigen, ist nicht unwürdig.

Vollbeschäftigung ist erreichbar

Entgegen manchen Befürchtungen muss auch einer hoch
entwickelten Volkswirtschaft keineswegs die Arbeit ausge-
hen. Vollbeschäftigung ist auch im 21. Jahrhundert keine
Utopie. Die Entwicklung in Bayern ist dafür ein Beispiel: Im
Gegensatz zum Bund haben wir im zurückliegenden Jahr-
zehnt die Beschäftigungsbilanz annähernd ausgeglichen ge-
stalten können. Im Jahr 2000 war der Süden Deutschlands
praktischer Vollbeschäftigung bei einer Arbeitslosenquoten
von unter 5% bereits sehr nahe.

Deutschland insgesamt hat genügend Potenziale, um sei-
ne Beschäftigungsprobleme zu bewältigen, vorausgesetzt
alle Verantwortlichen machen wirklich ernst mit dem »Vor-
rang für Arbeit«.

Prof. Dr. Georg Milbradt
Ministerpräsident des Freistaates Sachsen

Die aktivierende Sozialhilfe gibt gering qualifizierten Arbeits-
losen die Möglichkeit, aus dem Niedriglohnsektor in eine
reguläre Beschäftigung zu kommen. Der Zuschuss zur pro-
duktivitätsgerechten Bezahlung hebt das Einkommen über
den Sozialhilfesatz und regt damit zur Arbeit an.

Es geht darum Chancen zu nutzen, Spielräume zu schaf-
fen und Schwung zu erzeugen. Die aktivierende Sozialhil-
fe mit ihren Anreizmechanismen geht dabei in die richtige
Richtung.

Der Kombilohn bietet vor allem niedrig qualifizierten Ar-
beitslosen die Chance, in den regulären Arbeitsmarkt he-
reinzukommen und ihre Qualifikation zu verbessern. Nicht
Billigarbeit, sondern qualifizierte Arbeit muss das Ziel sein.
Der Kombilohn wird den Arbeitsmarkt stärker verändern
als alle Hartz-Gesetze.

Der Kombilohn bietet Arbeitslosen mit geringer Qualifikati-
on die Chance, überhaupt erst in den Arbeitsmarkt zu kom-
men, da ihre Produktivität unter dem Anspruchslohn von Ar-
beitslosengeld und ALG II liegt. Das Ziel muss sein, Arbeit
statt Nichtarbeit zu subventionieren.
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